Vorschlag aus dem Ökumenischen Netzes in Deutschland

zur Beschlussfassung der 2. Internationalen Ökumenischen Friedenskonvokation (IÖFK) Mai 2011 in Kingston / Jamaika

1. Krieg ächten – Anstoß für eine neue internationale Rechtsordnung

2. -   Gewaltfreie Konfliktbearbeitung lernen und anwenden 
-    regionale Friedenswerkstätten aufbauen

-   Friedenstheologie entwickeln
3. Das fehlende Menschenrecht etablieren

4. Vorschlag für eine Folge-Dekade

1. Krieg ächten – Anstoß für eine neue internationale Rechtsordnung 

Die Christenheit hat sich nach jahrhundertelangem Ringen im 19. Jahrhundert dazu durchgerungen, die Sklaverei zu ächten. Keinem Christen ist es erlaubt, Sklaven zu halten. 

Im 20. Jahrhundert. war es ein mühsamer und langer Kampf, bis die Kirchen sich eindeutig von der Apartheid verabschiedet haben: Rassismus ist Sünde.

Jetzt im 21. Jahrhundert steht zum Abschluss der Dekade zur Überwindung von Gewalt eine ebenso abschließende, einschneidende Entscheidung an über die Rechtfertigung und Beteili-gung an Militär und Krieg als politischem Instrument.

Mit militärischen Mitteln sind die Konflikte der Gegenwart nicht zu lösen. Die zu lösenden Probleme (Folgen des Klimawandels, die Verschmutzung von Wasser, Boden , Luft, die Erreichung der Millenniumsziele) verbieten es, unsere Ressourcen in Rüstung und Krieg zu vergeuden und die Mitwelt weiter zu zerstören. 

Theologischer Ausgangspunkt ist das Leitwort der 2. Weltfriedenskonvokation: „Ehre sei Gott und Frieden auf Erden“. Wir vernehmen die Weihnachtsbotschaft klar und direkt; und wir wollen darnach handeln. Wir wissen um die vielen Zeugen aus allen Kulturen und Religionen, die sich für diese Botschaft eingesetzt und auch dafür ihr Leben gegeben haben. 

Die Fülle der Gaben, die Gott uns mit dieser Welt zum Leben gegeben hat, werden missbraucht, wenn sie zur Herstellung von Waffen verwendet und bei ihrem Einsatz Töten von Mensch und Natur bezwecken und größte Umweltbelastung verursachen. Das gegenwärtige Wirtschaftssystem, das Kriege nötig hat zu seiner Aufrechterhaltung, widerspricht der Gerechtigkeit, die Gott verheißt.

Deshalb bitten wir, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge 

anknüpfend an die Gründungscharta der UNO -“Die Menschheit von der Geißel des Krieges zu befreien“ - und der langen Tradition des ÖRK und der Katholischen Kirche in markanten Aussagen gegen Krieg  beschließen:

Der Krieg, das heißt, Konflikte mit militärischen Mitteln lösen zu wollen, wird geächtet.

Keinem Christen, keiner Christin ist die Entwicklung, Produktion, der Handel und die Anwendung von Kriegswaffen sowie die Finanzierung von Krieg und ihre Vorbereitung erlaubt.

Die zuständigen Gremien und Organisationen der UNO, die NGOs, die Universitäten der Welt und insbesondere die Jugendorganisationen in allen Ländern werden aufgefordert, Strukturen zur Realisierung dieses Beschlusses vorzuschlagen, öffentlich zu diskutieren und zu helfen, diese in politische Realität umzusetzen.

Parallel zur Abschaffung der militärischen Kapazitäten muss das internationale Recht als unabhängiges Recht so weiterentwickelt und ausgebaut werden, dass alle Menschenrechtsverletzungen und Vertragsverletzungen vor ein unabhängiges Gericht kommen. 

Jeder, der hier schuldig gesprochen wird, darf kein politisches Amt mehr bekleiden. 

(Mit einer solchen strukturellen Regelung kann innerhalb von zwei Generationen die Praxis der Gewaltanwendung im politischen Raum überwunden werden.)

Die Zivilgesellschaft bildet ein globales Frühwarnsystem für Konflikte, das zusammen mit UN-Organisationen und den Medien ein selbständiges, von Einzelstaaten unabhängiges System bildet.

Zur Erläuterung des 1. Antrags:

Wir wollen und können nicht länger das unmenschliche Leiden ertragen und mit ansehen, das die Androhung und Anwendung zerstörender und tötender Gewalt verursacht. Schon das Lehren und Lernen des Krieges vernichtet die Würde des Menschen – nicht nur der Opfer, sondern auch der Täter: Der Soldat wird zum Mittel zum Zweck und der Gegner zum Objekt der Zerstörung.

Die „neuen Kriege“ haben sich immer mehr zu einer computergesteuerten anonymen Tötungsmaschinerie entwickelt, die Recht ersetzt. Das muss gestoppt werden, bevor es zur selbstverständlichen (privatisierten) „Dienstleistung“ für politische Machtinteressen wird.

Wir können nicht erkennen, wie die Weisung Jesu, seine Feinde zu lieben, in irgendeiner Weise eingeschränkt werden kann. Jegliche Einschränkung würde sich selber zum Maßstab über Leben und Tod setzen, verleugnet die Wirklichkeit, verführt zum Machbarkeitskult durch Macht und Gewalt.

Wer Gerechtigkeit und Frieden entwickeln und Menschen schützen will, muss das Militär abschaffen und auf die Möglichkeit, statt durch Recht sich mit Gewalt durchzusetzen, verzichten. Das geschieht nicht allein durch Worte, sondern durch glaubhafte Fakten.

Wer Gerechtigkeit und Frieden entwickeln und Menschen schützen will, muss zwischenstaatliche und gesellschaftliche Strukturen, Rechte und Pflichten schaffen, mit denen es möglich wird, Gewaltstrukturen aufzulösen und Gewalt zu überwinden.

2. - Gewaltfreie Kommunikation und Konfliktbearbeitung lernen und anwenden  - -- regionale Friedenswerkstätten aufbauen und 
- Friedenstheologie entwickeln
Inzwischen haben wir gelernt, alle Konflikte ohne militärische Mittel zu bearbeiten und Lösungen zu finden. In dieser Fülle der gewaltfreien Wege in allen menschlichen Kulturen sehen wir ein Geschenk des Segens Gottes. Es ist zu heben und zu bergen und durch Schulungen, Kurse und Ausbildungen für Menschen jeglichen Alters und beiderlei Geschlechts nutzbar zu machen, dass nicht mehr der Krieg gelernt wird, sondern der Friede.

Deshalb bitten wir, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge beschließen:

Die Fähigkeiten, Konflikte frühzeitig wahrzunehmen, gewaltfrei zu bearbeiten und zu lösen, sind vertieft zu lernen, zu üben, weiter zu entwickeln und auf allen Ebenen zwischenmenschlicher Beziehungen anzuwenden.

Gewaltfreie Kommunikation und Konfliktbewältigung soll Schulfach werden. Es ist eine Kulturtechnik wie Lesen, Schreiben, Rechnen. Es ist die angemessene Art menschlicher Kommunikation. 

In den Regionen sollen ökumenische Friedenswerkstätten eingerichtet werden, in denen zur Umsetzung dieser Beschlüsse gearbeitet wird. 

Die Menschen zu Hause, in ihren Berufen, in ihren Gemeinden werden beginnen, diese Beschlüsse auf ihre Weise umzusetzen. Das ist die Basis und der Rückhalt für eine nationale und internationale Bewegung und Veränderung in eine neue Epoche des Umgangs mit den Problemen der Gewalt.

Gegen die Verfestigung der bestehenden Verhältnisse wehrt sich unser Glaube. Mit Jesus Christus wird die Herstellung von Gerechtigkeit und Frieden aus dem Jenseits ins Diesseits als Geschenk und Aufgabe zurückgebracht. Gott wird Mensch; als hilfloses Kind kommt er in unsere Welt – genauso wie wir alle. Hier soll das Reich Gottes in und durch jedem von uns beginnen, heute, jeden Tag. Das ist das Evangelium: die Befreiung aller einzelnen zum Volk Gottes, zur Kirche Jesu Christi. Wir sind es also schon, wenn wir das be- und ergreifen. Trotz aller Differenzen und in der bunten Vielfalt.

Das ist der Kern der Friedenstheologie. 
Wir bitten die Internationale Ökumenische Konvokation festzuhalten und anzuregen: 

Alle Konfessionen sollen in ihren Forschungs- und Ausbildungsinstitutionen der Theologie Friedenstheologie als Fach einrichten. Die Friedenstheologie soll im Austausch miteinander als ein gemeinsames Gut – als Ökumenische Theologie entwickelt werden. 

3. Das fehlende Menschenrecht etablieren

In der Charta der Menschenrechte fehlt ein Menschenrecht, das zur Überwindung von Gewalt unverzichtbar ist, um die Grundstruktur der Gewaltförmigkeit des gesellschaftlichen Lebens zu verändern.
Über 90% der Gewalttaten, die von Menschen ausgeführt werden, werden von anderen angeordnet (Schreibtischtätern) und von Abhängigen ausgeführt. Hier muss deutlich Aufklärung betrieben und auch Zivilcourage und Widerstand geübt werden. Das ist ein Teil des Schulfaches „Gewaltfreie Kommunikation und Konfliktarbeit“.  

Deshalb bitten wir, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge beschließen:

Jeder Mensch hat das Recht und die Pflicht, Vorbereitung und Ausführung von Gewalt (violence) zu verweigern.

Die UNO-Generalversammlung wird aufgefordert, dieses Menschenrecht in die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte aufzunehmen.

Dieses fehlende Menschenrecht, sich Gewaltvereinnahmung zu verweigern, ist als wesentliche mentale Voraussetzung für die Beendigung von Gewalt (violence) und Gewaltspiralen bewusst zu machen. Und es ist Respekt zu verschaffen für die Entwicklung eines Gespürs und einer Fähigkeit, Gewaltentstehung frühzeitig zu erkennen und zu heilen.

Diese Vorschläge können durch eine Deklaration nur angestoßen werden. Es müssen Institutionen und Strukturen ausgebaut und neu geschaffen werden, mit deren Hilfe Konflikte nicht-militärisch bearbeitet und gelöst werden Und es müssen die Organisationen und Institutionen des Kriegs  abgebaut, beendet und konvertiert werden.

4. Vorschlag für eine Folge-Dekade

Wir bitten, die 2. Internationale Ökumenische Friedenskonvokation möge beschließen:

Der nächsten Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen wird vorgeschlagen: eine neue Dekade auszurufen, in der die in der „Dekade to overcome violence“ gewonnenen Erkenntnisse und auf dieser Weltversammlung gefassten Beschlüsse umgesetzt werden.
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